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in ganz Deutschland

Wir haben uns bundesweit zu einer Kooperation von Anwältinnen und Anwälten 
zusammengeschlossen.
Als Experten mit langjährigen Erfahrungen im Arbeitsrecht beraten und vertreten 
wir ausschließlich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Betriebs- und Personal-
räte, Mitarbeitervertretungen sowie Gewerkschaften. Über die anwaltliche Tätig-
keit hinaus bringen sich die Mitglieder der Kooperation auch fallübergreifend in die 
rechtliche und rechtspolitische Diskussion ein.
Kooperationskanzleien befinden sich in: Berlin, Bre men, Dortmund, Frankfurt 
am Main, Freiburg im Breisgau, Hamburg/Kiel, Hannover, Mannheim, München,    
Münster, Nürnberg, Stuttgart und Wiesbaden.
Kontaktdaten finden Sie am Ende dieses Rundbriefs und unter:  
www.arbeitnehmer-anwaelte.de

www.arbeitnehmer-anwaelte.de

¬



Der Betriebsrat kann vom Arbeitgeber verlangen, über Arbeitsunfälle informiert zu wer-
den, die Beschäftigte eines anderen Unternehmens bei Nutzung der betrieblichen Infra-
struktur des Arbeitgebers erleiden. Das hat das Bundesarbeitsgericht im März 2019 ent-
schieden. Die Vorinstanzen hatten dem Betriebsrat diesen Anspruch noch abgesprochen. 
Er ist wichtig für die Beteiligung des BR beim Arbeitsschutz in den vielen Betrieben, in 
denen Personal anderer Arbeitgeber (Werkunternehmer) eingesetzt ist.
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Arbeitsunfälle von Fremdpersonal
BAG: Arbeitgeber muss BR informieren

Ein Betrieb, viele Arbeitgeber 
In vielen Betrieben ein ähnliches Bild: Von den vielen anfallenden Aufgaben wird 
nur noch ein Teil durch eigene Arbeitskräfte des Betriebsinhabers ausgeführt, 
und die übrigen Arbeiten erledigen Arbeitnehmer, die einen anderen Arbeitge-
ber haben. Leiharbeitnehmer sind dabei noch am einfachsten zu handhaben, da 
sie voll in die eigene Arbeitsorganisation des Betriebsinhabers eingegliedert wer-
den. Damit unterfallen sie auch ohne Weiteres dem betrieblichen Arbeitsschutz, 
der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten sichern und verbessern soll. 

¬
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Komplizierter wird es dagegen, wenn Arbeitgeber, statt ihr Personal nur durch Leih-
arbeitnehmer zu verstärken, ganze Aufgaben, die im Betrieb anfallen, an andere Un-
ternehmer vergeben, insbesondere im Rahmen eines Werkvertrags. Der Werkunter-
nehmer hat dann bestimmte, vertraglich definierte Aufgaben zu erfüllen und bedient 
sich hierfür eigener Arbeitnehmer. Oft gibt es solche Konstellationen nach Abspaltun-
gen von Abteilungen, die früher einmal vom Betriebsinhaber geführt wurden, nun 
aber von einem anderen übernommen wurden. Für den Arbeitsschutz bedeutet es 
eine besondere Herausforderung, wenn Beschäftigte unterschiedlicher Arbeitgeber 
in einem Betrieb zusammenarbeiten. Das Arbeitsschutzgesetz trifft hierzu eine Rege-
lung: Die verschiedenen Arbeitgeber haben danach bei der Durchführung von Sicher-
heits- und Gesundheitsschutzbestimmungen zusammenzuarbeiten. Soweit nötig, 
haben sie sich gegenseitig zu informieren und Maßnahmen abzustimmen (§ 8).

Betriebsrat und Arbeitsschutz
Der Betriebsrat hat verschiedene Berührungspunkte mit dem Arbeitsschutz: Über 
sein Mitbestimmungsrecht aus § 87 Absatz 1 Nr. 7 Betriebsverfassungsgesetz wirkt 
er unter anderem bei innerbetrieblichen Regelungen zum Gesundheitsschutz ein-
schließlich der Gefährdungsbeurteilung mit. Daneben gibt es § 89 BetrVG, der dem 
Betriebsrat die Aufgabe und das Recht zuweist, sich dafür einzusetzen, dass die Vor-
schriften über den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung auch tatsächlich durch-
geführt werden. Damit ist eine Überwachungsaufgabe gemeint, die weitreichende 
Befugnisse mit sich bringt: Der Betriebsrat hat sich vom Stand des Arbeitsschutzes im 
Betrieb zu überzeugen und Beschwerden der Arbeitnehmer nachzugehen, er kann 
sich bei der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt, dem Sicherheitsbeauf-
tragten und Behörden erkundigen und bei – auch unangekündigten – Besichtigun-
gen im Betrieb überprüfen, ob die Vorschriften eingehalten werden. 
§ 89 BetrVG enthält auch das Recht des Betriebsrats, bei allen Unfalluntersuchungen 
hinzugezogen zu werden (Absatz 2). Das beinhaltet bezüglich der Arbeitsunfälle 
einen Anspruch auf Information.

BAG: Information auch bei Unfällen anderer Arbeitgeber 
Der jetzt vom Bundesarbeitsgericht entschiedene Fall betraf einen Zustelldienst für 
Expresssendungen. Dieses Unternehmen beschäftigt in seinen Umschlagzentren 
überwiegend eigene Arbeitnehmer, lässt die Zustellung von Sendungen aber von sog. 
Servicepartnern (Subunternehmen) erledigen. Diese bzw. deren Arbeitnehmer ver-
richten auch innerhalb der Umschlaghallen Tätigkeiten. Die „Servicepartner“ haben 
häufig keine eigenen Betriebsräte, so dass bei  ihnen keinerlei betriebsverfassungs-
rechtliche Beteiligung im Unfall- und Gesundheitsschutz existiert. 
In einer Niederlassung in Süddeutschland erlitten zwei „Servicepartner“-Beschäftig-
te gravierende Arbeitsunfälle bei der Beladung von Paletten über mangelhafte Über-
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ladebleche. Der Betriebsrat wurde nicht informiert. Als er Informationen verlangte, 
wurden ihm diese verweigert mit der Begründung, er sei für die betroffenen Arbeit-
nehmer nicht zuständig.
Dieser Argumentation folgten auch das Arbeitsgericht Stuttgart und das Landesar-
beitsgericht Baden-Württemberg. Anderer Auffassung ist das Bundesarbeitsgericht: 
Danach ist der Arbeitgeber gemäß § 89 Absatz 2 BetrVG verpflichtet, den Betriebsrat 
unverzüglich und detailliert über jeden im Zusammenhang mit der Nutzung der be-
trieblichen Infrastruktur des Arbeitgebers erlittenen Arbeitsunfall eines Beschäftig-
ten einer sog. Servicepartnerfirma (Kurierfahrer oder Hallendienst) zu unterrichten. 
Der Betriebsrat hat nach der Entscheidung schon deshalb einen solchen Unterrich-
tungsanspruch, weil er aus den Arbeitsunfällen des Fremdpersonals arbeitsschutz-
relevante Erkenntnisse für die betriebszugehörigen Arbeitnehmer gewinnen kann. 
Am Verfahren der Unfallanzeige bei der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 193 SGB 
VII) ist der Betriebsrat allerdings nach Ansicht des BAG nicht zu beteiligen. Hier sind 
die Befugnisse des Betriebsrats auf die beim Arbeitgeber selbst beschäftigten Perso-
nen beschränkt.

Fazit
Wegen des Onlinehandels boomt die Paketzustellerbranche: Die Zahl der Paket-
sendungen stieg von 1,7 Milliarden im Jahr 2000 auf 3,5 Milliarden 2018. Doch 
es grassieren Lohndumping, Schwarzarbeit, extreme Arbeitszeiten und gefährliche 
Arbeitsbedingungen bei den Subunternehmerfirmen, auf die die großen Konzerne 
die Kurierfahrertätigkeiten zum großen Teil auslagern. Dringend erforderlich sind 
gesetzliche Neuregelungen, durch die Konzerne selbst in die Pflicht genommen wer-
den, unter anderem durch sog. Nachunternehmerhaftung.
Aber schon jetzt kann der Betriebsrat etwas tun – zumindest mehr, als ihm im BAG-
Fall die ersten beiden Instanzen zugestehen wollten. Das BAG stärkt mit seinem 
von uns erwirkten Beschluss das besondere Überwachungsrecht in § 89 BetrVG. 
Das kann ein Signal für viele Betriebsräte sein, in diesem Bereich noch aktiver zu 
werden. Unabhängig von Arbeitsunfällen kann der Betriebsrat den Stand der Ar-
beitssicherheit im Betrieb laufend selbst prüfen und braucht sich hierfür auch nicht, 
entgegen mancher Praxis, auf die Teilnahme an vierteljährlichen Sitzungen des Ar-
beitsschutzausschusses (ASA) verweisen zu lassen.
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Siehe: 

·  Beschluss des Bundesarbeitsgerichts vom 12.03.2019, Aktenzeichen 1 ABR 48/17, 

 www.bundesarbeitsgericht.de (Pressemitteilung)

·  Ausgeliefert – Paketdienste. In der Zustellerbranche grassieren Lohndumping und Schwarzarbeit, 

 in: DER SPIEGEL Nr. 10/2019 vom 02.03.2019 

·  Fitting, Betriebsverfassungsgesetz, 29. Auflage, § 89, Randnummer 11 ff.

Rechtsanwalt Michael Schubert

Fachanwalt für Arbeitsrecht, Freiburg



Häufig können Arbeitnehmer ihre Geldansprüche gegen den Arbeitgeber nicht geltend ma-
chen, weil im Arbeitsvertrag eine Verfallfrist vereinbart ist. In solchen Regelungen steht, 
dass Ansprüche verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Frist von zum Beispiel drei Mo-
naten ab Fälligkeit schriftlich geltend gemacht wurden. Aufgrund dieser Klauseln verloren 
Arbeitnehmer regelmäßig ihre Zahlungsansprüche für nicht ordnungsgemäß berechnete 
und daher zu wenig ausgezahlte Löhne und Gehälter oder auch Urlaubsabgeltungen. – Doch 
der gesetzliche Mindestlohn und ein neues Urteil des Bundesarbeitsgerichts helfen.

Das Bundesarbeitsgericht hat im September 2018 entschieden, dass Verfallklauseln 
in einem Arbeitsvertrag undurchsichtig und damit insgesamt unwirksam sind, wenn 
sie die Ansprüche auf den gesetzlichen Mindestlohn nicht ausnehmen. Im entschie-
denen Fall ging es um einen Anspruch, den der Arbeitnehmer nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses geltend gemacht hatte. Er hatte nicht sämtliche Urlaubstage ge-
nommen und wollte die noch offenen Urlaubstage abgegolten – das heißt ausbezahlt 
– erhalten.
Im Arbeitsvertrag fand sich die folgende Formulierung zu den Verfallfristen: 
„Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit 
dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb 
von drei Monaten nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schrift-
lich geltend gemacht worden sind.“
Da diese Formulierung entgegen der Regelung im Mindestlohngesetz den gesetzli-
chen Mindestlohn nicht ausdrücklich ausgenommen hat, kam das Bundesarbeitsge-
richt zu dem Ergebnis, dass die Formulierung insgesamt intransparent ist und damit 
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Dem Würgegriff entkommen
Arbeitsvertragliche Ausschlussfristen oft unwirksam

¬
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gegen das Erfordernis der Klarheit und Verständlichkeit verstößt und deswegen den 
Arbeitnehmer unangemessen benachteiligt. Damit war die Verfallklausel insgesamt 
unwirksam. Es bleibt also nicht nur der Mindestlohn geschützt, sondern auch die 
darüber hinausgehenden Ansprüche werden vor dem Verfall bewahrt.
Allerdings findet diese Rechtsfolge nicht auf alle Arbeitsverträge und die dort ge-
regelten Ausschlussfristen Anwendung. Das Bundesarbeitsgericht meint, dass die 
Nichtberücksichtigung des Mindestlohnes nur bei solchen Vertragsabschlüssen mit 
einer völligen Unwirksamkeit der Ausschlussfrist sanktioniert werden kann, bei de-
nen bereits der Mindestlohnanspruch bestand. Dies bedeutet, dass nur diejenigen 
Arbeitsverträge von der Entscheidung erfasst werden, die ab dem 01.01.2015 abge-
schlossen wurden.

     Januar 2015

Zu beachten ist weiter, dass die Rechtsprechung nur für die arbeitsvertraglichen 
Ausschlussfristen gilt. Das bedeutet, dass Ausschlussfristen, die in einem anzuwen-
denden Tarifvertrag definiert sind, auch ohne Erwähnung und Herausnahme des An-
spruchs auf Mindestlohn weiterhin gelten (und nur den Mindestlohn nicht verfallen 
lassen)!

Fazit
Die Folgen dieser Entscheidung werden sicherlich in den nächsten Jahren dazu füh-
ren, dass sich Arbeitgeber auf arbeitsvertragliche Ausschlussfristen häufig nicht be-
rufen können. Damit können – bis zur Grenze der gesetzlichen Verjährung – auch 
ältere Ansprüche geltend gemacht werden. Allerdings werden selbstverständlich die 
Arbeitgeber ihre Arbeitsverträge im Laufe der Zeit anpassen und die Mindestlohn-
ansprüche ausdrücklich aus den Verfallfristen herausnehmen. Für bereits abgeschlos-
sene Arbeitsverträge sollten die Mitarbeiter vor vorschnellen Unterschriften unter 
neue Arbeitsverträge, die womöglich auch noch weitere Änderungen mit sich brin-
gen, gewarnt werden.
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Siehe:

· Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18.9.2018, Aktenzeichen 9 AZR 162/18, 

 www.bundesarbeitsgericht.de

· § 3 Satz 1 Mindestlohngesetz (MiLoG)

· § 307 BGB

Rechtsanwältin Ricarda Ulbrich-Weber

Fachanwältin für Arbeitsrecht,

Fachanwältin für Sozialrecht, Freiburg



Der, dessen Daten verarbeitet werden, hat Anspruch auf Auskunft. Dieser Anspruch ge-
winnt auch im Arbeitsverhältnis an Bedeutung. Zwar bestand ein datenschutzrechtlicher 
Auskunftsanspruch bereits vor der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO); anlässlich der 
empfindlichen Sanktionen der DSGVO nimmt er jedoch mittlerweile einen höheren Stellen-
wert ein. Neu ist der Anspruch des Betroffenen auf eine Kopie der personenbezogenen Da-
ten. Nach dem LAG Baden-Württemberg kann sich der verantwortliche Arbeitgeber nicht 
mit dem pauschalen Hinweis auf Rechte Dritter diesen Ansprüchen entziehen. 
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Eine Kopie ist eine Kopie ist eine Kopie …
Auskunftsanspruch des Arbeitnehmers nach DSGVO

Ein Arbeitnehmer klagt …
Ein Arbeitnehmer war mehrere Jahre als höhere Führungskraft bei einem Stuttgar-
ter Automobilkonzern beschäftigt. Im Rahmen eines Kündigungsschutzprozesses 
griff er auch Abmahnungen an, die ihm erteilt worden waren. Zudem verlangte er 
Auskunft und Kopien zu den über ihn gespeicherten personenbezogenen Leistungs- 
und Verhaltensdaten und die Kopie einer sog. BPO-Akte. Bei BPO (Business Practices 
Office) handelt es sich um ein Hinweisgebersystem („Whistleblowing“) des Arbeit-
gebers zum Zwecke interner Compliance-Ermittlungen. Der Arbeitgeber hielt dem 
Auskunftsbegehren insbesondere entgegen, er müsse die berechtigten Interessen der 
„Whistleblower“ schützen.

¬
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… und gewinnt
Das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg gab dem klagenden Arbeitnehmer 
aber umfassend Recht. Sowohl die Kündigung als auch die Abmahnungen seien un-
wirksam. Der Kläger habe ein Einsichtsrecht in die BPO-Akte nach § 83 Betriebs-
verfassungsgesetz wie auch einen umfassenden Auskunftsanspruch nach Artikel 15   
Absatz 1 DSGVO und einen Anspruch auf Herausgabe einer Kopie der Daten nach 
Artikel 15 Absatz 3 Satz 1 DSGVO. Das Recht des Arbeitnehmers zur Einsichtnahme 
in die Personalakte umfasse auch den Inhalt der BPO-Akte, soweit dieses BPO-Ver-
fahren ihn betreffe. Der pauschale Verweis des Arbeitgebers auf die Schutzbedürf-
tigkeit der Hinweisgeber stehe dem nicht entgegen. Konkrete Umstände, inwiefern 
durch die Auskunft berechtigte Interessen Dritter beeinträchtigt werden, habe der 
Arbeitgeber nicht vorgetragen. 

Grundsätze des Auskunftsanspruchs
Arbeitnehmer können sich gegenüber dem Arbeitgeber auf Artikel 15 DSGVO be-

rufen und Auskunft verlangen. Hiervon umfasst ist im Arbeitsverhältnis 
auch eine nicht automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, 
die in einem Dateisystem gespeichert wird oder werden soll. Letztlich 
ausgeschlossen vom Auskunftsanspruch sind damit nur gänzlich analo-

ge Formen der Datenverarbeitung wie handschriftliche Notizen oder mündliche 
Abfragen (nicht zu verwechseln mit § 26 Absatz 1–6 BDSG, die auch anzuwenden 
sind, „wenn personenbezogene Daten (…) von Beschäftigten verarbeitet werden, 
ohne dass sie in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sol-
len.“).
Die Geltendmachung des Anspruchs ist nicht an eine Form gebunden. Es würde be-
reits die mündliche Aufforderung gegenüber dem Arbeitgeber ausreichen. Schließlich 
liegt es in der Verantwortung des Arbeitgebers, die geschuldete Auskunft innerhalb 
der Regelfrist von einem Monat zu erteilen (Artikel 12 Absatz 3 Satz 1 DSGVO). Ver-
arbeitet der Arbeitgeber eine große Menge von Informationen über den betroffenen 
Arbeitnehmer, wird ihm in Anlehnung an Erwägungsgrund 63 Satz 7 zur DSGVO 
einzuräumen sein, eine Konkretisierung des umfassenden Auskunftsanspruchs ver-
langen zu können.
Der Arbeitgeber verarbeitet regelmäßig personenbezogene Daten im Sinne von Ar-
tikel 4 Nr. 1 DSGVO, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare betroffene 
Person beziehen. Dies sind zum Beispiel auch E-Mails, die ein Arbeitnehmer im Rah-
men seiner Tätigkeit verfasst, empfängt oder sendet. Erfasst sind auch solche E-Mails, 
die der Arbeitnehmer nicht verfasst hat und in denen er auch nicht genannt ist, die 
sich aber auf Vorgänge beziehen, an denen der Arbeitnehmer beteiligt war.

Interessen Dritter
Den im Grundsatz bestehenden Auskunftsanspruch des Arbeitnehmers gegenüber 
seinem Arbeitgeber auf die verarbeiteten personenbezogenen Daten des Arbeitneh-
mers kann der Arbeitgeber nicht durch pauschalen Verweis auf das Schutzbedürfnis 
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Dritter verweigern. Hierfür muss der Arbeitgeber nach der Entscheidung des LAG 
Baden-Württemberg konkret darlegen, auf welche Informationen sich das überwie-
gende berechtigte Interesse an einer Geheimhaltung beziehen soll. Dazu müssen 
der Sachverhalt/Vorfall oder das Thema zeitlich und örtlich eingegrenzt und die 
handelnden Personen genannt werden. 

Reichweite des Anspruchs umstritten
Die LAG-Entscheidung wird teilweise kritisiert, da befürchtet wird, der Auskunfts-
anspruch könne derart auch ausschließlich dazu verwendet werden, um den Gegner 
„auszuhorchen“ oder durch trickreiche Nutzung zum „goldenen Handschlag“ – ei-
nem Ausscheiden gegen hohe Abfindung – zu gelangen. Festzuhalten bleibt, dass mit 
der Entscheidung des LAG Baden-Württemberg erstmalig eine Interpretation zum Ar-
tikel 15 DSGVO im Arbeitsverhältnis vorgelegt wurde. Dies kann anderen Arbeitsge-
richten als Orientierung dienen. Bei den für die Aufsicht zuständigen Datenschutzbe-
hörden jedenfalls wird die Frage des Auskunftsrechts nicht einheitlich beantwortet. 

Fazit 
In Anbetracht der grundsätzlichen Bedeutung der Fragen zur Reichweite des daten-
schutzrechtlichen Auskunftsanspruchs und etwaiger Einschränkungen hat das LAG 
die Revision zum Bundesarbeitsgericht zugelassen. Es bleibt nun abzuwarten, wie 
sich das Bundesarbeitsgericht zu den Fragen der Zumutbarkeitsgrenzen beim Recht 
auf Kopie und den schutzbedürftigen Interessen Dritter positioniert. Jedenfalls kann 
der bislang im Arbeitsrecht weithin ungenutzte Anspruch ein brauchbares Instru-
ment des Arbeitnehmers im Konflikt mit dem Arbeitgeber darstellen.

Siehe:

· Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 20.12.2018, Aktenzeichen 17 Sa 11/18, 

 www.justizportal-bw.de; Revision eingelegt unter dem Aktenzeichen 5 AZR 66/19

· Kritik: Kielkowski/Zöll, jurisPR-Compl 2/2019, Anmerkung 1; Härting, 

 CR-online.de, Beitrag im Blog 29.3.2019, 15:47
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Artikel 15 DSGVO – Auskunftsrecht der betroffenen Person
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung
 darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet 
 werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personen-
 bezogenen Daten und auf folgende Informationen:
 1. die Verarbeitungszwecke;
 2. die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
 3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern (…);
 4. falls möglich die geplante Dauer (…);
 5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung (…);
 6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
 7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wer-  
  den, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;
 8. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling   
  (…).
(2) (…)
(3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand   
 der Verarbeitung sind, zur Verfügung. (…)
(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten   
 anderer Personen nicht beeinträchtigen.

Rechtsanwalt Sebastian Lohneis

Fachanwalt für Arbeitsrecht, Nürnberg



Wer in Elternzeit geht und währenddessen nicht arbeitet, erhält nach Rückkehr grundsätzlich trotz-
dem seinen vollen Urlaub gewährt. Der Arbeitgeber hat allerdings das Recht, dies zu verhindern, in-
dem er erklärt, den Urlaub anteilig zu kürzen. An diesem Recht ändert auch das Unionsrecht nichts.

www.arbeitnehmer-anwaelte.de14 Rundbrief #43  |  Juni 2019

Elternzeit verkürzt den Urlaub
BAG: Keine Gleichstellung mit Krankheit

Eine Assistentin der Geschäftsleitung nahm für knapp drei Jahre Elternzeit. Wenige 
Monate nach Ende der Elternzeit kündigte sie das Arbeitsverhältnis mit einer drei-
monatigen Frist und beantragte für die Zeit bis zur Beendigung Urlaub. Dieser lange 
Urlaubsanspruch sei zu einem großen Teil während der Elternzeit entstanden.
Die Arbeitgeberin gewährte nur für rund vier Wochen Urlaub, den Rest lehnte sie ab. 
Die Klägerin klagte und machte zuletzt noch die finanzielle Abgeltung von 89 nicht 
gewährten Urlaubstagen aus ihrer Elternzeit geltend.

¬
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Das Bundesarbeitsgericht hat im März 2019 die Ansprüche der Klägerin abgelehnt. 
Als Begründung führte es an, dass die Arbeitgeberin die Urlaubsansprüche der Klä-
gerin mit ihrer Antwort auf den Urlaubsantrag wirksam um ein Zwölftel für jeden 
vollen Kalendermonat der Elternzeit gekürzt habe. Für die Kürzung genügt eine 
rechtsgeschäftliche Erklärung des Arbeitgebers, die für den Arbeitnehmer erkennbar 
macht, dass der Arbeitgeber von der Kürzungsmöglichkeit Gebrauch machen will. 
Dies war vorliegend der Fall. Soweit nichts anderes vereinbart ist, kann die Erklä-
rung auch nach der Elternzeit erfolgen.
Damit folgt das Bundesarbeitsgericht dem Europäischen Gerichtshof (EuGH). Der 
EuGH führte aus, dass Elternzeit anders als eine Krankheit vorhersehbar eintrete und 
damit nicht unabhängig vom Willen des beteiligten Arbeitnehmers bestehe. Das Uni-
onsrecht verlangt nach dem EuGH auch nicht, Arbeitnehmer, die wegen Elternzeit 
im Bezugszeitraum nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet sind, denjenigen Arbeitneh-
mern gleichzustellen, die in diesem Zeitraum tatsächlich arbeiten.

Praxishinweis
Für Betriebsräte ist diese Entscheidung für die Verhandlung einer Betriebsvereinba-
rung zum Urlaub interessant. Wenn der Arbeitgeber üblicherweise bei Elternzeit den 
Urlaub kürzt, kann der Betriebsrat versuchen, dies für die Zukunft anders zu regeln. 
Beispielsweise könnte auf die Kürzung ganz verzichtet werden, oder sie erfolgt zu-
mindest um weniger als ein Zwölftel pro Monat oder erst ab einer gewissen Länge 
der Elternzeit. Wenn der Arbeitgeber hingegen bislang den Urlaub nicht kürzt, muss 
der Betriebsrat überlegen, ob es sinnvoll ist, dieses Thema anzusprechen.
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Rechtsanwältin Kerstin Rogalla

Fachanwältin für Arbeitsrecht, Dortmund



Dass Arbeitnehmer durchschnittlich maximal 48 Stunden wöchentlich beschäftigt wer-
den dürfen und täglich mindestens elf zusammenhängende Stunden Ruhezeit beanspru-
chen können, ist im Arbeitszeitgesetz und auch europarechtlich vorgegeben. Die Wirk-
lichkeit sieht aber häufig anders aus. Schuld ist unter anderem eine nicht ausreichende 
Dokumentation: Nach dem Wortlaut im deutschen Arbeitszeitgesetz müssen bislang 
nur die Arbeitszeiten aufgezeichnet werden, die über die werktägliche Arbeitszeit hi-
nausgehen, sprich: die Mehrarbeit. Das funktioniert oft nicht gut. Das gleiche Problem 
gibt es im spanischen Recht. Dort war jetzt eine Gewerkschaft erfolgreich vor dem 
Europäischen Gerichtshof: Arbeitgeber in der EU sind „verpflichtet, ein System ein-
zurichten, mit dem die von einem jeden Arbeitnehmer geleistete tägliche Arbeitszeit 
gemessen werden kann“.
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Der spanische Ausgangs-Fall
In Spanien gilt eine reguläre Grenze von neun Arbeitsstunden täglich; die Ruhezeit 
beträgt zwölf Stunden. Die wöchentliche Höchstarbeitszeit beträgt 40 Stunden im 
Jahresmittel. Nach Artikel 35 Absatz 5 des spanischen Arbeitnehmerstatuts „wird 
die Arbeitszeit jedes Arbeitnehmers täglich aufgezeichnet“. Diese Regelung findet 
sich jedoch im Zusammenhang mit Regelungen zu Überstunden, so dass umstritten 
ist, ob sie sich auch auf die reguläre Arbeitszeit bezieht.
Die Deutsche Bank SAE ist ein großer spanischer Arbeitgeber, bei dem keine systema-
tische Erfassung der gesamten täglichen Arbeitszeit existiert. Eine Teilorganisation 
der großen spanischen Gewerkschaft CCOO wollte gerichtlich feststellen lassen, dass 
das Unternehmen verpflichtet ist, ein System zur Erfassung der von ihren Mitarbei-
tern geleisteten täglichen Arbeitszeit einzurichten. Das System soll der Einhaltung 
der vereinbarten Arbeitszeit und der Information der Gewerkschaft dienen.
Ein spanisches Gericht legte die Frage dem Europäischen Gerichtshof vor. 

¬

Erfassung der Arbeitszeit endlich Pflicht
EuGH-Urteil gilt auch für Deutschland



www.arbeitnehmer-anwaelte.de

Die CCOO leitete die Verpflichtung zur vollen Aufzeichnung der Arbeitszeiten aus 
dem Arbeitnehmerstatut in Verbindung mit der europäischen Arbeitszeitrichtlinie 
und der Charta der Grundrechte ab. Weder in der Arbeitszeitrichtlinie noch in der 
Grundrechtecharta ist zwar eine Aufzeichnungspflicht ausdrücklich vorgesehen. 
Ohne Aufzeichnung würden aber nach Meinung der CCOO die Arbeitszeitregelun-
gen in der Richtlinie und der Charta teilweise leerlaufen.
Ein anderes spanisches Gericht hatte in der Vergangenheit keine allgemeine Ver-
pflichtung zur Aufzeichnung der Regelarbeitszeit angenommen. Danach gab es nur 
die Verpflichtung zur Führung einer Liste der geleisteten Überstunden und im Fall 
solcher Stunden die monatliche Unterrichtung der Gewerkschaftsvertreter über diese. 
Die Aufzeichnung aller Stunden sei datenschutzrechtlich problematisch, und Arbeit-
nehmer könnten ja klagen und die Überstunden anders nachweisen. Demgegenüber 
bezweifelte das vorlegende spanische Gericht diesen Standpunkt aus europarechtli-
cher Perspektive. Hinzu komme, dass eine Umfrage unter der erwerbstätigen Bevöl-
kerung in Spanien im Jahr 2016 ergeben habe, dass 53,7 % der Überstunden nicht 
aufgezeichnet würden. Die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden müsse genau bekannt 
sein, damit festgestellt werden könne, ob Überstunden geleistet worden seien. 
Auch in Deutschland fehlt bislang eine ausdrückliche Pflicht zur Erfassung aller Ar-
beitszeiten. Ich meine zwar, dass Arbeitgeber bereits bisher verpflichtet waren, die 
Arbeitszeit insgesamt aufzuzeichnen. Denn Arbeitgeber sind nach einem BAG-Be-
schluss aus dem Jahr 2003 verpflichtet, sich so zu organisieren, dass sie die Einhal-
tung von Arbeitszeitbestimmungen stets selbst überprüfen können. Wenn sie keine 
exakte Zeiterfassung vorhalten, können Arbeitgeber dem Betriebsrat keine Auskunft 
über die tatsächlich geleistete Arbeitszeit erteilen. Die Mehrheitsmeinung hat daraus 
aber bislang keine Pflicht zur Aufzeichnung der gesamten geleisteten Arbeitszeit ab-
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CCOO
Comisiones Obreras: Die Arbeiterkommissionen bildeten sich in 
Spanien zuerst als spontane und kurzlebige Untergrundgruppen 

seit dem Ende der 1950er-Jahre. In den 1960er-Jahren wur-
den sie zur wichtigsten Untergrundorganisation der de-
mokratischen Opposition gegen die Diktatur. 1991 traten 
sie dem Europäischen Gewerkschaftsbund bei. Elf Indust-

riegewerkschaften mit ca. einer Million Mitgliedern bilden 
heute die Organisationsbasis der CCOO, die in allen wichtigen 

Branchen und Regionen Spaniens vertreten ist. Das Verfahren ge-
gen die Deutsche Bank SAE führte die Federación de Servicios de 

Comisiones Obreras.
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geleitet. Das hat zur Folge, dass Betriebsräte und Behördenvertreter bei Einsichtnah-
me in die Aufzeichnungen des Arbeitgebers glauben müssen, dass dieser jede über 
die Regelarbeitszeit gehende Minute aufgezeichnet hat; prüfen lässt es sich nicht. 
Auch in Deutschland „verschwinden“ geleistete Überstunden. Eine Datenauswer-
tung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zeigt bei einem leichten Rückgang eine 
enorme Zahl unbezahlter Überstunden auf.

Das Unionsrecht
Der Generalanwalt beim EuGH erläutert in seinen Schlussanträgen detailliert die 
Rechtslage: Die Arbeitszeitrichtlinie verlangt, Mindestvorschriften festzulegen, 
die dazu bestimmt sind, den Schutz der Gesundheit und der Sicherheit am Arbeits-
platz zu verbessern, wobei dieses Ziel unter anderem durch eine Angleichung der 
innerstaatlichen Arbeitszeitvorschriften erreicht wird. Das unionsrechtliche Arbeits-
zeitrecht ist Teil des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Die Arbeitszeitrichtlinie be-
stimmt unter anderem tägliche Mindestruhezeiten, wöchentliche Mindestruhe-
zeiten und eine in einem Zeitraum von vier Monaten einschließlich der Überstunden 
einzuhaltende wöchentliche Höchstarbeitszeit. (Die deutsche Umsetzung in § 15 
Absatz 4 ArbZG nennt einen unionsrechtswidrigen Zeitraum von sechs Monaten.)
Artikel 31 der Grundrechtecharta erkennt in Absatz 1 an, dass „[j]ede Arbeit-
nehmerin und jeder Arbeitnehmer … das Recht auf gesunde, sichere und würdige 
Arbeitsbedingungen [hat]“; in Absatz 2 bestimmt er, dass „[j]ede Arbeitnehmerin 
und jeder Arbeitnehmer … das Recht auf eine Begrenzung der Höchstarbeits-
zeit, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresur-
laub [hat]“. Dieses Recht steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Achtung 
der Menschenwürde, die in Titel I der Charta geschützt ist. Die Arbeitszeit- und 
Arbeitsschutzrichtlinien sind eine Konkretisierung dieses mit der Achtung der Men-
schenwürde verknüpften Grundrechts.
Der Generalanwalt weist in dem Zusammenhang darauf hin, dass „bei der Auslegung 
und Umsetzung der Richtlinie 2003/88 zu berücksichtigen [ist], dass wie der Ge-
richtshof mehrmals festgestellt hat, der Arbeitnehmer als die schwächere Partei 
des Arbeitsvertrags anzusehen ist, so dass verhindert werden muss, dass der Ar-
beitgeber ihm eine Beschränkung seiner Rechte auferlegen kann. Daher verstößt jede 
Praxis oder Unterlassung eines Arbeitgebers, die den Arbeitnehmer davon abhalten 
kann, seine Rechte auszuüben, gegen das mit der Richtlinie verfolgte Ziel. Außerdem 
ist nach dem Gerichtshof aufgrund dieser schwächeren Position zu bedenken, dass 
der Arbeitnehmer davon abgeschreckt werden kann, seine Rechte gegenüber seinem 
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Arbeitgeber ausdrücklich geltend zu machen, da die Einforderung dieser Rechte ihn 
Maßnahmen des Arbeitgebers aussetzen könnte, die sich zu seinem Nachteil auf 
das Arbeitsverhältnis auswirken können. Vor diesem Hintergrund müsste eine Aus-
legung der Richtlinie 2003/88, die die kohärente Erreichung ihrer Ziele und den 
umfassenden und wirksamen Schutz der den Arbeitnehmern durch sie gewährten 
Rechte gestattet, die Bestimmung von spezifischen Verpflichtungen der an ihrer Um-
setzung beteiligten Personen umfassen, die vermeiden können, dass das strukturelle 
Ungleichgewicht in der wirtschaftlichen Beziehung zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer die tatsächliche Inanspruchnahme der von der Richtlinie zuerkannten 
Rechte beeinträchtigt.“
Nach der Arbeitszeitrichtlinie müssen die Mitgliedstaaten „die erforderlichen Maß-
nahmen [treffen]“, damit die von der Richtlinie gewährleisteten Rechte auch tat-
sächlich gewährt werden. Dazu gehört, jedes Hindernis zu beseitigen, das die 
Inanspruchnahme der in der Arbeitszeitrichtlinie zuerkannten Rechte tatsächlich 
beeinträchtigt oder beschränkt.
Das folgt aus dem Gebot, Unionsrecht innerstaatlich effektiv und wirksam zu gewähr-
leisten (Grundsatz des „effet utile“). Der Generalanwalt erklärt in seinen Schlussan-
trägen, dass „ohne ein System zur Messung der Arbeitszeiten (...) das Ausmaß tat-
sächlich geleisteter Arbeit und ihre Lage nicht objektiv und sicher festgestellt werden 
[könne]. Es ist ohne ein solches System außerdem nicht möglich, zwischen Stunden 
zu unterscheiden, die als Regelarbeitszeit oder als Überstunden geleistet wurden, 
und daher einfach und sicher zu prüfen, ob die von der Richtlinie 2003/88 ein-
geführten Grenzen konkret beachtet wurden oder nicht.“
Der EuGH hatte bereits in einem Urteil 2013 festgestellt, dass die Verpflichtung des 
Arbeitgebers, den zuständigen Behörden unverzüglich Zugang zu den Aufzeichnun-
gen über die Arbeitszeiten zu gewähren, erforderlich sein kann, wenn sie zu einer 
effizienteren Anwendung der Regelungen über die Arbeitsbedingungen führt. Wenn 
aber die Vorlage der Aufzeichnungen erforderlich sein kann, um die Wirksamkeit 
der Arbeitszeitbestimmungen zu gewährleisten, entzieht das Fehlen eines geeigneten 
Arbeitszeiterfassungssystems den für die Kontrollen zuständigen Personen ein für 
die Prüfung der Einhaltung der Regeln wesentliches Element. Für die Kontrolle sind 
neben Behörden in Spanien Gewerkschaftsvertreter und in Deutschland die Betriebs-
räte zuständig.
Außerdem wird den Beschäftigten die Beweislast auferlegt. „Ohne ein solches Sys-
tem wäre es nämlich, wenn der Arbeitgeber Arbeitsleistungen unter Verstoß gegen 
die von dieser Richtlinie vorgesehenen Beschränkungen der Arbeitszeit vorschriebe, 
sehr schwierig, eine wirksame Abhilfe gegen diese rechtswidrigen Verhaltensweisen 
zu schaffen,“ so der Generalanwalt. In weiteren detaillierten Argumenten macht der 
Generalanwalt deutlich, dass Arbeitgeber aufgrund ihrer strukturell stärkeren Stel-
lung durch eine Nichtaufzeichnung der Arbeitszeit die Durchsetzung der Arbeits-
zeitrichtlinie leerlaufen lassen können. 
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Die Entscheidung des EuGH
Der EuGH ist dem Generalanwalt gefolgt und hat festgestellt, dass Arbeitgeber ein 
System der vollständigen Erfassung der Arbeitszeit sicherstellen müssen. Der EuGH 
hat sich dabei insbesondere auch auf die Grundrechtecharta gestützt. Arbeitgebern 
darf durch die Mitgliedstaaten, also die Verwaltung, Gesetzgebung und Rechtspre-
chung, nicht ermöglicht werden, auf eine systematische und vollständige Arbeitszeit-
aufzeichnung zu verzichten.

Fazit
Verbindlich auch in Deutschland: In Deutschland ist die Aufzeichnungspflicht 
gesetzlich noch schwächer ausgestaltet als in Spanien. Auch hier müssen die Verwal-
tung (bei Kontrollen) und die Gerichte die Entscheidung des EuGH zwingend beach-
ten. Die Entscheidung wirkt sich auf die Beweislastverteilung bei Überstundenklagen 
aus: Der Arbeitgeber kann sich nicht zu Lasten Beschäftigter auf fehlende Aufzeich-
nungen berufen. Die Arbeitszeiterfassung kann zudem vom Betriebsrat erzwungen 
werden. Die Aufzeichnung ist ein wichtiges Tool für die arbeitszeitsensible Gefähr-
dungsbeurteilung und insbesondere auch für den permanenten Verbesserungspro-
zess. Betriebsräte können über die Einigungsstelle die systematische Arbeitszei-
terfassung durchsetzen. Handelt es sich um manuelle Aufzeichnungen, ergibt sich 
das Mitbestimmungsrecht aus dem Thema Arbeitszeit (Annexkompetenz aus § 87 
Absatz 1 Nr. 2 und 3 BetrVG). Gibt es eine elektronische Erfassung, kommt § 87 Ab-
satz 1 Nr. 6 BetrVG hinzu. Nachdem die allermeisten Betriebe über IT-Systeme ver-
fügen, wird es darum gehen, bestehende Arbeitszeiterfassungssysteme so auszuge-
stalten, dass sie den Anforderungen der Rechtsprechung des EuGH gerecht werden. 
Dies ist insbesondere die Sicherstellung des unionsrechtlichen Grundrechtsschutzes 
durch geeignete Tools sowie die Transparenz des Systems, also die automatischen 
Nachweise an Beschäftigte.
Rechtliche Defizite: Ohne eine Klage der spanischen Gewerkschaft wäre die 
Durchsetzung des Unionsrechts nicht gelungen. Die entsprechende deutsche Rege-
lung hat bis heute niemand erfolgreich angegriffen. Es fehlt hier das Verbandsklage-
recht, das in Spanien das direkte Vorgehen der CCOO gegen den Arbeitgeber ermög-
lichte. Ein gewerkschaftliches Verbandsklagerecht ist bei uns überfällig. Es sollte 
aber auch noch weiter gedacht werden: Eine funktionierende Arbeitsinspektion, die 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz in den Betrieben kontrolliert, wie in Österreich, 
fehlt. Die Durchsetzung des Unionsrechts zum Arbeits- und Gesundheitsschutz oder 
auch zum Antidiskriminierungsrecht (§ 17 AGG) bei den Betroffenen „abzuladen“, 
ist unionsrechtlich problematisch: Wenn die strukturell Schwächsten mit der Durch-
setzung des Unionsrechts beauftragt sind, ist das weder wirkungsvoll noch effizient. 
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